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Zahl der Herztoten in
Deutschland gesunken
Hamburg. In Deutschland gibt
es immer weniger Herztote. Seit
Ende der 90er Jahre sank die
Sterblichkeit bei akutemHerzin-
farkt und infolge vonDurchblu-
tungsstörungen des Herzmus-
kels um rund 20 Prozent, wie
die Deutsche Gesellschaft für
Kardiologie (DHK) gestern an-
lässlich ihrer Herbsttagung in
Hamburgmitteilte. So starben
1998 noch 76 000Menschen an
Herzinfarkten. 2010 starben
noch 55 500Menschen am
Herzinfarkt. (dpa)

Türkei: Munition in
syrischem Flugzeug
Ankara.Die von der Türkei abge-
fangene syrische Passagierma-
schine hatte nach Angaben der
Regierung in Ankaramilitäri-
sche Ausrüstung undMunition
an Bord. DasMaterial werde
weiter geprüft und „das Not-
wendige wird folgen“, sagte der
türkischeMinisterpräsident Re-
cep Tayyip Erdogan gestern. Die
Ladung war demnach für die sy-
rischen Streitkräfte bestimmt.
Syrien und Russland übten
scharfe Kritik an demVorgehen
der Türkei. (dapd)▶ Seite 2

FamiLienanzeiGen

Heute im Produkt Lokales

▶Wetter Bunte Seite

Mit modernsten kriminalistischen Methoden,
wie man sie sonst nur aus Fernsehserien wie
„CSI Miami“ kennt, haben Gerichtsmediziner
für das Jülicher Museum Zitadelle den Kopf der
„Stadtheiligen“ rekonstruiert: Christina von
Stommeln, die seliggesprocheneMystikerin aus

dem 13. Jahrhundert, ist vor genau 700 Jahren
gestorben. Für die Ausstellung im Todesjahr-Ju-
biläum, die am 24. Oktober eröffnet wird,
wurde der Totenschädel aus dem Schrein ent-
nommen und für die Rekonstruktion genaues-
tens untersucht. ▶ reGion & nrW

Jülichs „Stadtheilige“ entsteht
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2011 gab es NRW-weit fast 20 000 Strafanzeigen

MehrhäuslicheGewalt
Düsseldorf. Häusliche Gewalt
nimmt in NRW dramatisch zu.
2011 wurden landesweit 19 147
Strafanzeigen wegen Körperverlet-
zungen und Misshandlungen er-
stattet – rund 60 Prozent mehr als
zehn Jahre zuvor. Hausfriedens-
brüche gab es mit 356 Fällenmehr
als doppelt so viele.

In der Antwort auf eine FDP-An-
frage sagte NRW-Innenminister
Ralf Jäger (SPD), dass eine größere
Anzahl der Opfer in der konkreten
Gefahrensituation die Polizei rufe.
Die Folge: Über 12 000 Peiniger
mussten vorübergehend die Woh-
nung verlassen – fast zwölf Mal

mehr als noch vor zehn Jahren.
Jäger bedauerte, dass Kinder

und Jugendliche vielfach Mitbe-
troffene häuslicher Gewalt wür-
den, sei es durch eigene Gewalter-
fahrung oder durch das Erleben
von Gewalt gegen Familienmit-
glieder. Stark zugenommen haben
auch Sachbeschädigungen durch
nahestehende Gewalttäter. 1500
wurden angezeigt, dreimal mehr
als 2002. Insgesamtwurden 2011 –
bei hoher Dunkelziffer – mehr als
25 000 Strafanzeigen wegen häus-
licher Gewalt erstattet. Ein Anstieg
ummehr als 70 Prozent gegenüber
dem Jahr 2002. (goe)

Der Bundesumweltminister nennt Solarförderung als
Vorbild. Ein Konzept legt er aber nicht vor. SPD und
Grüne sagen Spitzengespräch zur Endlagersuche ab.

Ökostrom:
Altmaierwill
Ausbau deckeln

Von birGit marschaLL

Berlin. Bundesumweltminister Pe-
ter Altmaier (CDU) will der Öko-
strom-Förderung Grenzen setzen,
umdenAnstieg der Strompreise zu
begrenzen. Der Ausbau der Wind-
energie und der Biomasse könne
ähnlich gedeckeltwerden,wie dies
bei der Solarenergie bereits gesche-
hen sei, sagte Altmaier gestern bei
der Vorstellung eines „Verfahrens-
vorschlags für eine grundlegende
Reform des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG)“. Die Förderung
von Solaranlagen endet, wenn
bundesweit 52 Gigawatt erreicht
sind.

2013 wird die Umlage für die Er-
neuerbaren Energien, die „EEG-
Umlage“, um mehr als 50 Prozent
auf 5,3 Cent pro Kilowattstunde
klettern. Für einen durchschnittli-
chen Drei-Personen-Haushalt
dürfte die Stromrechnung damit
um 60 Euro steigen.

Steuert die Regierung nicht ge-
gen, laufen die Kosten der Öko-
stromförderung bald völlig aus
demRuder, könnte es baldmassen-
haft Solaranlagen und Windparks
geben, die nicht überall in
Deutschland und nicht zu jeder
Tageszeit gebraucht werden, für
die die Verbraucher aber zur Kasse
gebetenwerden.Mit Altmaier sind

sich so gut wie alle Energieexper-
ten einig, dass das EEG grundle-
gend erneuertwerdenmuss, damit
die Energiewende überhaupt ge-
staltbar und bezahlbar bleibt und
damit diese Art der Stromproduk-
tion eines Tages ohne Subventio-
nen überleben kann.

Doch obwohl er das alles weiß,
bleibt Altmaier seltsam vage: Statt
eines konkreten Konzepts legt er
lediglich seinen siebenseitigen
„Verfahrensvorschlag“ vor. So vor-
sichtig hat man den früheren Par-
lamentarischen Geschäftsführer
der CDU-Fraktion selten erlebt.
Doch er hat dafür wohl triftige
Gründe: Die Energiewende wird
aus demWahlkampf nicht heraus-
zuhalten sein. Eine grundlegende
Gesetzesreform, so Altmaiers Kal-
kül, wird vor der Bundestagswahl
2013 ohnehin nicht mehr durch
den Bundesrat gehen, in dem
Schwarz-Gelb keine Mehrheit
mehr hat.

Derweil ist ein dringend benö-
tigter KonsensmitOpposition und
Ländern beim Gesetz zur Atom-
müll-Endlagersuche inweite Ferne
gerückt: SPD-Chef Sigmar Gabriel
und Grünen-Fraktionschef Jürgen
Trittin haben Altmaiers Einladung
zu einem klärenden Spitzenge-
spräch gestern ausgeschlagen.

▶ Bericht undKommentarSeite 4

Oberster Datenschützer kritisiert, Versicherte würden etwa bei Arbeitsunfähigkeit ausgehorcht. Ministerium ordnet Prüfung an.

NRW-KrankenkassenmüssenAuskunftsbögen vorlegen
VonWiLFried GoebeLs

Düsseldorf. Nach massiven Be-
schwerden über die Datensam-
melwut von Krankenkassen ver-
schärft NRW die Kontrollen der
Kassen. Beim Antrag auf Kranken-
geld müssen Versicherte in Frage-
bögen oft sehr private Selbstaus-
künfte über persönliche Lebens-
verhältnisse erteilen.Gesundheits-
ministerin Barbara Steffens
(Grüne) hat die NRW-Kassen des-
halb aufgefordert, Fragebögen im
Ministerium zur Prüfung vorzule-
gen.DasMinisterium ist Aufsichts-
behörde für vier Millionen Versi-
cherte. Der Bundesdatenschutzbe-
auftragte Peter Schaar hatte die bei
gesetzlichen Krankenkassen weit
verbreitete Praxis bemängelt, Ver-

sicherte besonders bei Arbeitsun-
fähigkeit auszuhorchen.

In einer KassewarenVersicherte
unter anderem nach besonderen
Stressfaktoren wie Ehe- oder Erzie-
hungsproblemen befragt worden.
Bedenklich: Auf vielen Fragebö-
gen fehlt der Hinweis, dass Anga-

ben freiwillig sind. Die Kassen ver-
teidigten die umfangreiche Selbst-
auskunft mit dem Ziel einer besse-
ren Versorgung der Patienten. Zur
Prüfungweitergehender Vorsorge-
und Reha-Maßnahmen seien alle
relevantenDatennotwendig, teilte
der Spitzenverband der gesetzli-

chen Krankenkassen (GKV)mit.
Datenschützer Schaar räumte

Kassen das Recht für derartige Fra-
gebögen nur für den Fall ein, dass
offenkundige Zweifel an der Ar-
beitsunfähigkeit bestehen. Auch
dann dürften aber nur harte Fak-
ten abgefragt werden. Wie lange
liegt die Arbeitsunfähigkeit vor? Ist
absehbar, wann sie endet? Daten-
schützer befürchten, dass sich die
Kassen im Einzelfall den kosten-
pflichtigenMedizinischenDienst

der Krankenversicherung (MDK)
sparen und selbst über weiterge-
hende Behandlungen entscheiden
wollen. Es gehe offenbar um Kos-
tensenkungen.

Schaar berichtete von Fällen, in
denen Kassen bei der Verweige-
rung der Selbstauskunft mit der
Streichung des Krankengeldes ge-
droht hatten.

Das NRW-Gesundheitsministe-
rium erklärte auf Anfrage, dass bei
Routinekontrollen der zwölf ge-
setzlichen Krankenkassen, für die
das Land die Aufsicht hat, in den
vergangenen 24 Monaten „keine
signifikanten Auffälligkeiten“ in
den Selbstauskunftsbögen festge-
stellt wurden. Trotzdem hat das
Ministerium eine kurzfristige Prü-
fung angeordnet.

Nach der Techniker Krankenkasse
erstattet auch die KKH-Allianz Kun-
den ab 2013 die Praxisgebühr. Um
die Gebühr in Höhe von bis zu 40
Euro im Jahr erstattet zu bekom-
men, müssenVersicherte ihre Quit-
tungen und vier Nachweise für ge-
sundheitsbewusstesVerhalten ein-
reichen, teilte die Kasse mit und be-

stätigte einen Bericht der „Bild“-Zei-
tung. Möglich sind Bescheinigun-
gen über eine Mitgliedschaft im
Sportverein oder über Vorsor-
geuntersuchungen. „Die
Praxisgebühr belastet ein-
seitig krankeVersicherte“,
sagteVorstandschef Ingo Kai-
luweit. (dpa)▶ Seite 2

KKH-Allianz erstattet ab 2013 Praxisgebühr

Berlin.Die erschütterndenBeweise
für einender größtenDopingskan-
dale im Sport scheinen die ge-
stürzte Rad-Ikone Lance Arm-
strong kalt zu lassen. Nachdemdie
US-Anti-Doping-Agentur USADA
die detailreichenDokumente über
die jahrelangen Praktiken Arm-
strongs und seines TeamsUS Postal
veröffentlicht hatte, gab der 41

Jahre alte Texaner lediglich über
den Kurznachrichtendienst Twit-
ter bekannt: „Wasmache ichheute
Abend? Ich verbringe Zeitmitmei-
ner Familie, ungerührt.“

Die Beweislast gegen ihn scheint
aber erdrückend. Alte Weggefähr-
tenhaben einer nachdemanderen
Doping zugegeben. Und das Bild,
das sich aus den amMittwoch ver-

öffentlichten Akten der USADA er-
gibt, ist ein Sittengemälde, das den
ohnehin dauerkriselnden Rad-
sport nur noch tiefer in Verruf
stürzt. US Postal habe das „ausge-
klügelste, professionellste und er-
folgreichste Dopingprogramm be-
trieben, das der Sport jemals gese-
hen hat“, schrieb die USADA in ih-
rer Mitteilung. (dpa) ▶ Sport

Doping-Beweise gegen die einstige Rad-Ikone und sein Team sind erdrückend

LanceArmstrong gibt sich gleichgültig

▶ Frontenverhärten
sich im schulstreit

Der Versuch des Bundestags-
abgeordneten Dietmar Nie-
tan (SPD), im Schulstreit zu
schlichten, ist gescheitert.
Aldenhoven und Linnich,
die eine gemeinsameGe-
samtschule planen, sagten
ihre Teilnahme an einer Ver-
mittlung zu, doch aus Jülich
und Titz kam eine Absage.

▶ Wirtz: rurtalbahn bis
indenkreisheinsberg

▶ Übungverbessert
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